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Amtliche Bekanntmachung 
 
 

Der Stadtrat der Stadt Halberstadt hat in seiner Sitzung am 11.04.2019 den Beschluss gefasst, die 
geltende Veränderungssperre für den Geltungsbereich der in Aufstellung befindlichen 6. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 1 „Am Sülzegraben“ um 1 Jahr zu verlängern [BV 566 (VI/2014-2019)]: 

 
 

Satzung der Stadt Halberstadt über die Veränderungssperre  
für den Geltungsbereich des in Änderung befindlichen  

Bebauungsplanes Nr. 1 „Am Sülzegraben“, 6. Änderung 
1. Verlängerung 

 
 
Der Rat der Stadt Halberstadt hat in seiner Sitzung am 15.12.2016 auf der Grundlage der §§ 14 und 
16 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 
1722) sowie die §§ 1, 4, 5 sowie 8 und 9 des Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) vom 
17.06.2014 – Artikel 1 des Kommunalrechtsreformgesetzes – (GVBl. LSA Nr. 12/2014 S. 288 vom 
26.06.2014), in Kraft ab 01.07.2014 folgende Satzung beschlossen und mit Beschluss des Stadtra-
tes vom 11.04.2019 auf der Grundlage der §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) sowie die §§ 1, 4, 5 sowie 
8 und 9 des Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) vom 17.06.2014 um ein Jahr verlängert: 
 
 

§ 1  
Zu sichernde Planung 

 
Der Rat der Stadt Halberstadt hat in seiner Sitzung am 15.12.2016 beschlossen, für das in § 2 be-
zeichnete Gebiet den geltenden Bebauungsplan zu ändern (6. Änderung). Der Beschluss wurde am 
25.01.2017 im Amtsblatt der Stadt Halberstadt bekannt gemacht. Zur Sicherung dieser Planung 
wurde für dieses Gebiet die Veränderungssperre erlassen. 
 
 

§ 1a 
Anordnung der Verlängerung 

 
Die Geltungsdauer der am 14.04.2017 in Kraft getreten Veränderungssperre wird gem. § 17 BauGB 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1 „Am Sülzegraben“, 6. Änderung, um ein Jahr 
verlängert.  
 

§ 2  
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die Veränderungssperre erstreckt sich auf den Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses für 
den Bebauungsplan Nr. 1 „Am Sülzegraben“, 6. Änderung. Die Abgrenzung ist im Lageplan ersicht-
lich, der als Anlage zur Veränderungssperre Teil der Satzung ist. 
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§ 3  

Rechtswirkung der Veränderungssperre 

(1) In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen: 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden; Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB sind: 

a) Vorhaben, die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen 
zum Inhalt haben, und 

b) Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie Ausschachtungen, Ablage-
rungen einschließlich Lagerstätten;  

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen 
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig 
sind, nicht vorgenommen werden. 
 

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-
sperre eine Ausnahme zugelassen werden. 

 

(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden 
sind und Vorhaben, von denen die Stadt nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis er-
langt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begon-
nen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten 
Nutzung werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
§ 4  

Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre 
 
Die 1. Verlängerung der Veränderungssperre tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Stadt Halberstadt in Kraft. Sie tritt nach Ablauf von einem Jahr, vom Tag der Bekanntmachung 
gerechnet, außer Kraft. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit 
der Bebauungsplan für das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich wird. 
 
Die Satzung sowie deren Verlängerung werden öffentlich bekannt gemacht. 
 
Halberstadt, den 11.04.2019 
 
 
 
 
 
Andreas Henke 
Oberbürgermeister 
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Anlage als Bestandteil der Satzung:  
Lageplan mit Abgrenzung des Geltungsbereiches 
 
 
Beschluss-Nr.:  BV 566 (VI/2014-2019) 
vom   11.04.2019 
veröffentlicht am:  
rechtskräftig ab: 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung, 1. Verlängerung, der Stadt Halberstadt wird hiermit bekanntgemacht. 
 
Hinweise 
Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches der Satzung ist identisch mit der Abgrenzung 
des räumlichen Geltungsbereiches des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 1 „Am Sül-
zegraben“, 6. Änderung, (mit den im B-Plan befindlichen Straßen Im Sülzeteiche, Am Sülzegraben, 
Am Bahndamm und Quedlinburger Landstraße Nr. 2, 2a, 3, 4, 9) zum Zeitpunkt der Aufstellung 
(Ratsbeschluss vom 15.12.2016) und ist aus der als Anlage beigefügten Karte ersichtlich.  
 
Diese Satzung, 1. Verlängerung, wurde nach dem am 11.04.2019 vom Stadtrat unter Beschluss Nr. 
BV 566 (VI/2014-2019) gefassten Satzungsbeschluss ausgefertigt. Sie stimmt in seinen Festsetzun-
gen mit der durch diese Beschlussfassung geäußerten Willensbekundung des Stadtrates überein.    
 
 
Weitere Hinweise gem. Baugesetzbuch (BauGB) bzw. Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-
Anhalt (KVG) 
 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger Ent-
schädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre nach § 
18 und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristge-
rechter Geltendmachung wird hingewiesen.  
 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB ist die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt geltend gemacht worden ist. Dabei ist 
der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, darzulegen.  
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 und 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
Weiterhin wird auf Vorschriften des § 8 Abs. 3 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) hingewiesen, wonach eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften unbeachtlich ist, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Satzung gegenüber der Kommune geltend gemacht worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift 
und die Tatsache, die den Mangel ergibt, zu bezeichnen. 
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Die Satzung und der zugehörige Lageplan werden in der Abteilung Stadtplanung/ Bauarchiv der 
Stadt Halberstadt, Domplatz 49, während der Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
 
 
 
 
 
Andreas Henke     Halberstadt, den 11.04.2019 
Oberbürgermeister 
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